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Rückzahlung von Fortbildungskosten 
Immer wieder werden Rückzahlungsklauseln in Arbeitsverträgen von den Gerichten 
gekippt. Da es sich in der Regel um vorformulierte Klauseln handelt, sind dieser einer 
Inhaltkontrolle unterworfen. Unklare Regelungen gehen dabei zulasten des Arbeitge-
bers. 
 
Eine Formulierung, wonach eine Rückzahlungspflicht besteht, wenn das Arbeitsver-
hältnis innerhalb von 24 Monaten nach Beendigung der Fortbildung aus von der Ar-
beitnehmerin zu vertretenden Gründen von ihr selbst oder der Arbeitgeberin beendet 
wird oder ein Aufhebungsvertrag infolge von verhaltensbedingten Pflichtverletzungen 
der Arbeitnehmerin geschlossen wird, ist hinsichtlich der Formulierung "aus von der 
Arbeitnehmerin zu vertretenden Gründen" mehrdeutig. Nicht ausgeschlossen ist es, 
die Klausel so auszulegen, dass die Fortbildungskosten zurückzuzahlen sind, selbst 
wenn dem kündigenden Arbeitnehmer ein Festhalten am Arbeitsverhältnis nicht mehr 
zugemutet werden kann.  
 
BAG, Urteil vom 21. Oktober 2025, 9 AZR 266/24 
 
 

Vulgäre Kritik an der Schichtführung rechtfertigt Kündigung nicht 
Der Kläger arbeitete seit dem Jahr 2020 bei der Beklagten, die als Teil einer Handels-
gruppe ein Verteilzentrum betreibt. 2024 erteilte die Beklagte eine Abmahnung mit 
dem Vorwurf, seinen Arbeitsplatz verlassen zu haben, sowie eine Abmahnung mit dem 
Vorwurf, Vorgesetzte beleidigt zu haben. Während einer Nachschicht kam es zu Dif-
ferenzen mit der neuen Vorgesetzten des Klägers. Die Beklagte behauptet, die Anwei-
sung der Vorgesetzten andere Mitarbeiter zu unterstützen, habe der Kläger ignoriert. 
Er habe zu dieser gesagt, dass sie ihm nichts sagen könne. Sie sei noch ein Kind. Als 
diese ihn gebeten habe, die Halle zu verlassen, um sich zu beruhigen, habe der Kläger 
aufbrausend reagiert und auf Türkisch gesagt: "Du hast die Mutter der Schicht gefickt". 
Dem widerspricht der Kläger. Er habe in türkischer Sprache gesagt "Du hast die 
Schichtmutter weinen lassen". Dies bedeute im Deutschen sinngemäß, es werde in 
der Schicht viel Druck ausgeübt. Der türkische Ausdruck könne leicht missverstanden 
und mit der unanständigen Version der Beklagten verwechselt werden. Wegen der 
Entfernung und Lautstärke sei er falsch verstanden worden. Die Beklagte kündigte das 
Arbeitsverhältnis ordentlich. 
 
Nachdem seine Kündigungsschutzklage vor dem Arbeitsgericht abgewiesen wurde, 
hatte der Kläger mit seiner Berufung vor dem LAG Erfolg. Das Gericht hielt es zwar für 
erwiesen, dass der Kläger die Äußerungen im Wesentlichen so, wie von der Beklagten 
geschildert, getätigt hat. Aus den Aussagen der Zeugen ergab sich aber, dass die Äu-
ßerungen nicht als schwerwiegende, persönlich herabwürdigende Beleidigungen ge-
meint und zu verstehen waren. Es handelte sich danach um eine in vulgärer Sprache 
geäußerte Kritik, die sich auf die Art und Weise der Schichtführung als solche bezog. 
Angesichts der besonderen Umstände einer Konfliktsituation einerseits sowie unter 
Abwägung der wechselseitigen Interessen andererseits hielt das Gericht den Aus-
spruch einer Kündigung für unverhältnismäßig. 
 
LAG Düsseldorf, Urteil vom 18. November 2025, 3 SLa 699/24 
 
Quelle: PM des LAG Düsseldorf vom 19. November 2025 
 
 

https://www.justiz.nrw.de/presse/2025-11-19-0
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Entbehrlichkeit einer Abmahnung 
Eine gegenüber einem Vorgesetzten am Arbeitsplatz verübte Tätlichkeit ist grundsätz-
lich geeignet, einen wichtigen Grund für die außerordentliche Kündigung des Arbeits-
verhältnisses zu begründen. Diese stellt eine schwerwiegende Verletzung der arbeits-
vertraglichen Nebenpflichten dar, bei der eine Abmahnung entbehrlich ist. Das hat das 
LAG Hamm entschieden.  
 
Der Kläger war seit dem 01.01.2003 bei der Beklagten als Maschinenbediener be-
schäftigt. In einer Nachtschicht kam es mit seinem unmittelbaren Vorgesetzten zu ei-
ner zunächst verbalen Auseinandersetzung wegen einer vorübergehenden Abwesen-
heit des Klägers vom Arbeitsplatz. Im Verlauf der hitzigen Auseinandersetzung kam 
es zu einer körperlichen Einwirkung des Klägers auf den rechten Arm des Vorgesetz-
ten. Der Vorgesetzte meldete den Vorfall und ging aufgrund von Schmerzen im Arm 
zum Durchgangsarzt. Nach Anhörung des Klägers und des Betriebsrats kündigte die 
Beklagte fristlos.  
 
Das LAG bestätigte die fristlose Kündigung. Es lag ein wichtiger Grund vor. Der Aus-
spruch einer vorherigen Abmahnung war nicht erforderlich. 
 
Tätliche Angriffe auf Arbeitskollegen und Vorgesetze am Arbeitsplatz stellen nach der 
ständigen Rechtsprechung einen wichtigen Grund dar. Ein tätlicher Angriff am Arbeits-
platz oder im Zusammenhang mit dem Arbeitsverhältnis beeinträchtigt erheblich die 
berechtigten Interessen des Arbeitgebers. Denn der Arbeitgeber hat einerseits dafür 
zu sorgen, dass die körperliche Integrität und Unversehrtheit am Arbeitsplatz nicht 
durch Übergriffe aus dem Beschäftigtenkreis beeinträchtigt wird. Anderseits besteht 
ein betriebliches Interesse daran, dass die Zusammenarbeit innerhalb der Belegschaft 
nicht durch tätliche Übergriffe gestört wird und die Arbeitskräfte nicht aufgrund dadurch 
erlittener Verletzungen oder sonstiger Beeinträchtigungen ausfallen. 
 
Eine Abmahnung war aufgrund der Schwere der Pflichtwidrigkeit nach Ansicht des 
LAG entbehrlich. Bei der Ausübung erheblicher körperlicher Übergriffe muss jedem 
Arbeitnehmer bewusst sein, dass der Arbeitgeber ein solches Verhalten auch bei erst-
maliger Pflichtverletzung nicht hinnehmen wird. 
 
LAG Hamm, Urteil vom 12. September 2025, 8 SLa 1003/24 
 
 

Kein böswilliges Unterlassen anderweitigen Verdiensts bei treuwidrigem 
Arbeitgeberverhalten 
Stellt sich eine Kündigung aus unwirksam heraus und hat der Arbeitnehmer seine Ar-
beitsleistung zur Verfügung gestellt, kommt der Arbeitgeber in Annahmeverzug, wenn 
er die Arbeitsleistung nicht annimmt. Als Folge muss der Arbeitgeber Annahmever-
zugslohn zahlen. Nach § 615 BGB sind dabei anderweitige Verdienste des Arbeitneh-
mers – etwa bei einem neuen Arbeitgeber – anzurechnen. Aber auch das, was er hätte 
verdienen können, es aber böswillig unterlassen hat, eine ihm zumutbare Arbeit anzu-
nehmen, kann angerechnet werden. Damit hat sich das LAG Köln in einem aktuellen 
Urteil beschäftigt.  
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Die Annahme des böswilligen Unterlassens anderweitigen Verdienstes erfordert eine 
umfassende Interessenabwägung. "Böswillig" unterlässt der Arbeitnehmer anderweiti-
gen Verdienst, wenn ihm ein Vorwurf daraus gemacht werden kann, dass er während 
des Annahmeverzugs vorsätzlich untätig bleibt und eine ihm zumutbare anderweitige 
Arbeit nicht aufnimmt oder die Aufnahme der Arbeit bewusst verhindert.  
 
Im vorliegenden Fall hat der Kläger zwar zwei Arbeitsangebote der Arbeitsagentur 
nicht angenommen. Er hatte sich jedoch eigeninitiativ auf über 30 Stellen beworben, 
was letzten Endes zu einer Neueinstellung führte. Umgekehrt erwies sich das Verhal-
ten der Beklagten als rücksichtslos. Die Kündigung sei willkürlich gewesen. Die Be-
klagte habe ins Blaue hinein den Kläger als faul und geldgierig dargestellt, behauptet, 
er habe sich nicht arbeitslos gemeldet und ihn prozessual mit fragwürdigen Methoden 
hingehalten. Gleichzeitig erwarte sie eine Rücksichtnahme auf ihre finanziellen Inte-
ressen durch diesen. Die Gesamtabwägung ging damit deutlich zulasten der Beklag-
ten aus. 
 
LAG Köln, Urteil vom 16. Januar 2025, 6 Sa 633/23 
 
 
 
  



 

5/7 

VERANSTALTUNGEN 
 
 
NIS-2-Richtlinie: Cybersicherheit ist Chefsache!  
Mittwoch, 6. Mai 2026, 17:00 – 19:00 Uhr, Raum 1 + 2, Saalgebäude, IHK Saarland, 
Franz-Josef-Röder-Straße 9, 66119 Saarbrücken 
Welche Unternehmen sind betroffen? Welche Maßnahmen- und Meldepflichten beste-
hen? Welche persönliche Haftung trifft die Geschäftsführung? 
 
Viele Unternehmen sind sich unsicher, ob sie in den Anwendungsbereich der NIS2-
Regelung fallen. Das ist zum einen abhängig von den Sektoren und zum anderen vom 
Überschreiten bestimmter Schwellenwerte: mit mehr als 50 Mitarbeitenden und einem 
Jahresumsatz von mehr als 10 Millionen fallen Betriebe unter die NIS2-Richtlinie.  
 
Unser Referent Herr Thomas Heß, W+ST Rechtsanwaltsgesellschaft mbH, Dillingen, 
zeigt Ihnen auf, welche Unternehmen unter das NIS-2-Umsetzungs- und Cybersicher-
heitsstärkungsgesetz fallen. Wenn ja, muss das Unternehmen umfangreiche Risiko-
managementmaßnahmen ergreifen, auch innerhalb der eigenen Lieferkette. Welche 
konkreten Anforderungen - wie die Erstellung von IT-Sicherheitskonzepten und Not-
fallplänen für den Cyberangriff - an die Cybersicherheit gestellt werden, wird behan-
delt. Ganz wichtig: es gelten auch neue persönliche Haftungstatbestände für die Ge-
schäftsführung, die im Rahmen der Veranstaltung vorgestellt werden. 
 
Die Teilnahme an der Präsenz-Veranstaltung ist unentgeltlich. Sie richtet sich an alle, 
die sich für Cybersicherheit im Unternehmen interessieren: Geschäftsführer, Risiko-
manager und Mitarbeitende der IT-Abteilung. Im Anschluss an die Veranstaltung findet 
ein Get together statt.  
 
Anmeldungen bis 5. Mai 2026 unter veranstaltungen@saarland.ihk.de oder hier. 
 
 
SAVE THE DATE: IT.CON 2026 
Dienstag, 29. September 2026, 8.30 Uhr - 17.00 Uhr, Saarlandhalle, Saarbrücken 
Die IT-Messe für den Mittelstand im Saarland geht in die nächste Runde. IT, Cybersi-
cherheit und Digitalisierung kompakt an einem Tag.  
 
Mehr Informationen finden Sie hier. 
  

mailto:veranstaltungen@saarland.ihk.de
https://www.saarland.ihk.de/p/NIS2Richtlinie_Cybersicherheit_ist_Chefsache_Welche_Unternehmen_sind_betroffen_Welche_Ma%C3%9Fnahmen_und_Meldepflichten_bestehen_Welche_pers%C3%B6nliche_Haftung_trifft_die_Gesch%C3%A4ftsf%C3%BChrung-15-19371.html
https://it-con-messe.de/
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Die in dem Newsletter Arbeitsrecht enthaltenen Angaben sind mit größtmöglicher 
Sorgfalt erstellt worden. Dennoch kann für Vollständigkeit, Richtigkeit sowie für zwi-
schenzeitliche Änderungen keine Gewähr übernommen werden.  
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